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(5) Ist dem ersuchten Gericht die Erledigung des Ersuchens 
nicht möglich, benachrichtigt es das ersuchende Gericht auf 
dem in Artikel 5 vereinbarten Wege und teilt die Gründe 
mit, aus denen das Ersuchen nicht ausgeführt werden konnte.

Artikel 9 
Weiterleitung des Ersuchens

Ist das ersuchte Gericht für die Erledigung des Ersuchens 
nicht zuständig, leitet es das Ersuchen an das zuständige 
Gericht oder an das nach Artikel 3 Absatz 2 zuständige Or­
gan weiter.

Artikel 10 
Zustellungsnachweis

Die Zustellung von Ladungen und anderen Schriftstücken 
wird durch eine Empfangsbescheinigung, die das Zustel­
lungsdatum, die Unterschrift des Zustellers und des Empfän­
gers sowie das Siegel des Gerichts enthält, oder durch eine 
Bestätigung des ersuchten Gerichts, aus der hervorgeht, in 
welcher Form und zu welchem Zeitpunkt das betreffende 
Schriftstück zugestellt worden ist, nachgewiesen.

Artikel 11 
Zustellung an eigene Staatsbürger

Die Vertragsstaaten können Zustellungen von Ladungen 
und anderen Schriftstücken an ihre eigenen Staatsbürger, die 
sich auf dem Territorium des anderen Vertragsstaates auf­
halten, durch ihre diplomatische oder konsularische Vertre­
tung vornehmen.

Artikel 12 
Zeugen und Sachverständige

(1) Ein Zeuge oder Sachverständiger, welche Staatsbürger­
schaft er arch besitzt, der auf eine ihm durch das Gericht 
des ersuchten Vertragsstaates zugestellte Ladung vor den 
Gerichten des ersuchenden Vertragsstaates erscheint, darf 
nicht strafrechtlich verfolgt oder in Haft genommen werden 
wegen einer Straftat, die er bereits vor Überschreiten der 
Grenze des ersuchenden Vertragsstaates begangen hatte. Er 
darf ferner nicht aufgrund eines früher ergangenen Ge­
richtsurteils einer Bestrafung zugeführt werden.

(2) Ein Zeuge oder Sachverständiger verliert den unter 
Absatz 1 vorgesehenen Schutz, wenn er das Territorium des 
ersuchenden Vertragsstaates nicht binnen 15 Tagen, von dem 
Tage an gerechnet, an dem ihm mitgeteilt wurde, daß seine 
Anwesenheit nicht mehr erforderlich ist, verlassen hat, ob­
wohl er dazu die Möglichkeit hatte.

(3) Der ersuchende Vertragsstaat ist verpflichtet, einem 
Zeugen “oder Sachverständigen die Reise- und Aufenthalts­
kosten sowie den Lohnausfall zu erstatten und einem Sach­
verständigen ein Gutachterhonorar zu gewähren. In der La­
dung wird angegeben, auf welche Vergütung der Zeuge oder 
Sachverstäpdige Anspruch hat. Auf Antrag des Zeugen oder 
Sachverständigen wird ihm vom ersuchten Vertragsstaat ein 
Vorschuß zur Deckung der betreffenden Kosten gewährt, der 
auf der Vorladung vermerkt und vom ersuchenden Ver­
tragsstaat erstattet wird.

(4) Der Zeuge oder Sachverständige ist nicht verpflichtet, 
der Ladung Folge zu leisten. Die Ladung darf keine Andro­
hung von Zwangsmaßnahmen für den Fall enthalten, daß 
der Ladung nicht Folge geleistet wird.

(5) Wird eine Person, die sich auf dem Territorium des er­
suchten Vertragsstaates in Haft befindet, von einem Gericht 
des anderen Vertragsstaates als Zeuge oder Sachverständiger 
geladen und soll sie zu diesem Zweck zeitweilig überstellt 
werden, genießt sie den in den Absätzen 1 und 2 zugesicher­
ten Schutz. Der ersuchende Vertragsstaat ist verpflichtet, 
diese Person Während ihres Aufenthalts auf seinem Territo­
rium in Haft zu halten und nach erfolgter Vernehmung bald­
möglichst zurückzuführen.

Artikel 13 
Kosten der Rechtshilfe

(1) Die durch die Erledigung von Rechtshilfeersuchen ent­
standenen Kosten trägt der ersuchte Vertragsstaat. Ausge­
nommen davon sind:

a) die im Artikel 12 Absatz 3 genannten Kosten und
b) Honorare für die Erstattung von schriftlichen Sachver­

ständigengutachten.
(2) Das ersuchte Gericht hat dem ersuchenden Gericht auf 

Verlangen Art und Höhe der entstandenen Kosten mitzutei­
len.

Artikel 14
, Ablehnung der Rechtshilfe

/
Die Gewährung von Rechtshilfe kann abgelehnt werden, 

wenn die Erledigung eines Ersuchens die Souveränität, Si­
cherheit oder die Grundprinzipien der Staats- und Rechts­
ordnung des ersuchten Vertragsstaates beeinträchtigen 
könnte.

T e i l  III
Anerkennung und Vollstreckung 

von gerichtlichen Entscheidungen in Zivil-,
Familien- und Arbeitsrechtssachen

Artikel 15
Entscheidungen, die der Anerkennung 

und Vollstreckung unterliegen

Die von den Gerichten des einen Vertragsstaates nach dem 
Inkrafttreten dieses Vertrages ergangenen Entscheidungen 
über vermögensrechtliche Ansprüche in Zivil-, Familien- und 
Arbeitsrechtssachen werden auf dem Territorium des ande­
ren Vertragsstaates anerkannt und vollstreckt,

a) wenn die Entscheidung nach den Gesetzen des Entschei­
dungsstaates rechtskräftig ist;

b) wenn das Gericht des Entscheidungsstaates in dem Ver­
fahren nach den Gesetzen des Anerkennungsstaates zu­
ständig war;

c) wenn die unterlegene Prozeßpartei nach den Gesetzen 
des Entscheidungsstaates ordnungsgemäß geladen war;

. d) wenn über den gleichen Anspruch zwischen den glei­
chen Prozeßparteien auf dem Territorium des Aner­
kennungsstaates nicht bereits früher eine rechtskräftige 
Entscheidung ergangen ist oder wenn bei dem Gericht 
des Anerkennungsstaates nicht ein Verfahren in dieser 
Sache anhängig ist;

e) wenn die Erteilung der Vollstreckbarkeitserklärung den 
Grundprinzipien der Staats- und Rechtsordnung des 
Anerkennungsstaates nicht widerspricht.

Artikel 16 
Antrag auf Vollstreckung

(1) Der Antrag auf Erteilung der Vollstreckbarkeitserklä­
rung einer Entscheidung und Einleitung der Vollstreckung 
wird auf dem im Artikel 5 vereinbarten Wege übermittelt.

(2) Dem Antrag sind beizufügen:
a) eine Ausfertigung der Entscheidung mit der Bescheini­

gung der Rechtskraft;
b) eine Bestätigung, daß die unterlegene Prozeßpartei 

nach den Gesetzen des Urteilsstaates ordnungsgemäß
geladen war;

c) die beglaubigte Übersetzung der in den Buchstaben a) 
und b) angeführten Urkunden in der Sprache des Voll­
streckungsstaates.

Artikel 17
Verfahren

(1) Das Gericht des Vollstreckungsstaates, welches über 
den Antrag entscheidet, beschränkt sich allein darauf, fest- .


